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STELLUNGNAHME 

zum Entwurf des Bundesministeriums für Justiz zu einem 

RECHNUNGSLEGUNGSGESETZ 1989 

zu ARTIKEL I <ÄNDERUNGEN DES HANDELSGESETZBUCHES> 

Zu § 189 BuchflWbrungsp�cht 

� Wir sind der Ansicht, daß die geforderte "urschriftgetreue" Wiedergabe bis zum 
Ablauf von 7 Jahren vor allem bei abgesandten Handelsbriefen nicht im Einklang 
mit der technischen Entwicklung steht. Wir verweisen auf die Formulie� des � 
132 (2) BAO und glauben, daß eine inhaltsgleiche Reproduktionsmöglichkeit 
sinnvoll wäre (Bsp.: Aufbewahrung von Ausgangsrechnungsdaten auf Bändern 
oder Mikrofiche; die urschriftgetreue Wiedergabe würde in solchen Fällen 
voraussetzen, daß derselbe Drucker wegen des Schriftbildes 7 Jahre zur 
Verfügung stehen müßte). 

Zu § 196 VoUständigkeitsgebot, Verrechnungsverbot 

Abs..l Hier sollte unserer Ansicht nach klargestellt werden, daß der Begriff 
"Vermögensgegenstände" das wirtschaftliche EiaenblID beinhaltet, das in 
Ausnahmefällen vom zivilrechtlichen Eigentum abweichen kann. Dies entspricht 
der herrschenden Lehre und den Zielvorstellungen des Jahresabschlusses 
("möglichst sicherer Einblick in die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage"). 
lnsbesondere im Hinblick auf die immer häufiger werdenden 
Finanzierungsleasing-Geschäfte sollte auf diese KlarsteIlung nicht verzichtet 
werden. 

AhL2 Ein absolutes ·Verr�erbot zwischen Aktiva und 'Passiva ist :unserer > , Ansicht nach nicht zielführend. Hier sollten die in der Praxis entwickelten und 
den GoB en�echenden GrundsAtze beibehalten werden (z.B. 
Saldienmpfähigkeit, von zivilrechtlich verreclntuDasfälliaen. Forderungen und ," 
VerbindliChkeiten). Ein Abgehen von dieser bisherigen Praxis würde zu �inem 
Aufblähen der Silanzen fUhren, die den Einblick in die Vermögens- und 
Finanzlage eher erschwerten denn erleichterten. 

. . ' , 
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Zu § 197 Bilanzierungsverbote 

Die EG räumt ein Wahlrecht zur Aktiyierung von Forschungs- und 
Entwicklungskosten ein. Dieses sollte auch in Osterreich berücksichtigt werden, 
da diese Tätigkeiten den Hauptanteil bei Softwarehäusern, 
Forschungsgesellschaften etc. ausmachen und eine nicht periodengerechte 
Abgrenzung zu falschen Periodenergebnissen führen würde. 

Zu § 198 Inhalt der Bilanz 

� Die Bildung eines Aktivpostens für ein Damnum. bzw. Geldbeschaffungskosten 
ist im § 6 Abs. 3 Einkommensteuergesetz 1988 bindend vorgeschrieben. Abs 7 
sieht eine WahlmöJdichkeit für die Einstellung eines solchen Aktivpostens nur 
dann vor, wenn dIe Laufzeit der entsprechenden Verbindlichkeit 5 Jahre 
übersteigt. Was soll nun geschehen, wenn die Laufzeit unter 5 Jahren liegt; Eine 
Anpassung der beiden Rechtsbereiche aneinander wäre wünschenswert. 

&..8 Die Reihenfolge 1 und 2 sollte geändert werden, sodaß die 
Abfertigungsvorsorgen vor den Pensionsvorsorgen ausgewiesen werden. 
Diese beiden Positionen sollten mit dem Überbegriff "Sozialkapital" nach dem 
Eigenkapital und vor den Rückstellungen ausgewiesen werden. 
In den Erläuterungen zu dieser Textpassage wurde festgehalten, daß "nach 
heutiger Uberzeugung .... Jubiläumsgelder" als Rückstellungen zu passivieren 
sind. 
Nach Ansicht der Finanzverwaltung sind Jubiläumsgeldrückstellungen nicht 
passivierungsfähig. Entsprechende Rechtsmittel sind anhängi�. Um ungünstige 
Auswirkungen aUf diese anh�gigen Verfahren zu vermelden, sollte diese 
Einschränkung "nach heutiger Uberzeugung" besser unterbleiben, weil dadurch 
der Eindruck hervorgerufen wird, daß früher eine andere Rechtsansicht richtig 
war. 
Ganz allgemein bewirkt die demonstrative Aufzählung von zu bildenden 
Rückstellungen im Zusammenhang mit den dazugehörigen Erläuterungen eine 
hohe Rechtsunsicherheit. Anzustreben wäre daher eine möglichst vollständige 
Aufzählung der zu bildenden Rückstellungen im Gesetz selbst. 
Bei den Rückstellungen für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften (§ 
198 Abs. 8 Z. 4 HGB) ist offen, � diese Vorsorgen zu bilden sind. Gerade in 
dieser Frage :§bben sich in der Praxis häufig unterschiedliche Auffassungen, 
soda8 eine de . erte Regelung notwendig erscheint In diesem Zusammenhang 
empfiehlt sich auch eine generelle Regelung, ob bzw. unter welchen Umständen 
eine Betrachtung aus absatzmarktorientierter oder beschaffungsmarletorientierter 
Sicht durchzufüliren ist. 

Zu § 199 HaftungsverIlI1tnisse 
Die BRD-Formulieruns (§ 251 dHGB: "sowie Haftun�erhältnisse aus der 
Bestellung von SicherheIten für fremde Verbindlichkeiten") ist unseres Erachtens 
präziser als die Formulierung "sowie sonstige Haftungsverhältnisse". 
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Zu § 201 Allgemeine Grundsätze der Bewertungsvorschriften 

AhU Der Grundsatz der materiellen Bewertungskontinuität nach § 201 Abs. 1 Z. 1 
HGB erscheint zu generell definiert, wodurch sich eine Reihe von Zweifelsfragen 
ergeben, z.B. gilt der Grundsatz nur für schon vorhandene oder auch für neu 
geschaffene Vermögensgegenstände? Was ist unter deichartigen 
Vermögensgegenständen �emäß den Erläuterungen zu verstehen? Was sind die 
"besonderen Umstände' in Absatz 2, welche ein Abweichen vom 
Stetigkeitsgrundsatz zulässig machen? 
Weiters sollte noch der Grundsatz der Einzelbewertung als Grundsatz 
ordnungsmäßiger Buchführung angeführt werden (mit den in § 209 erlaubten 
Ausnahmen). 

Abs 2 Die Zulässi�eit eines Abweichens vom Grundsatz der materiellen 
Bilanzkontinwtät bei Vorliegen besonderer Umstände ist unserer :Ansicht nach 
notwendig. Der in den Erläuterungen angeführten Meinung (keine Anderung aus 
rein bilanzpolitischen Gründen) können wir aber nicht zustimmen, da die 
Unterscheidung zwischen "Vorliegen besonderer Umstände" und "rein 
bilanzpolitischer Grund" in der Praxis zu erheblichen Auslegungsdifferenzen 
zwischen Gesellschaft und Wirtschaftsprüfern führen könnte. Die Angabe des 
Grundes und der AuswirkuDien im Anhang ist unserer Ansicht nach ausreichend, 
um willkürlichen Bewertungsänderungen einen Riegel vorzuschieben oder es 
wäre klarzustellen, daß die Ausübung eingeräumter Wahlrechte grundsätzlich 
noch nicht unzulässig ist. 

Zu § 203 Wertansätze rur Gegenstände des Anlagevermögens 

AhU Hier sollte klar�estellt werden, daß die Abschreibungen nach § 208 in den 
meisten Fällen mcht zu einem verminderten Ansatz des Vermögens�egenstandes, 
sondern zum Ausweis einer Bewertungsreserve führen. DIe derzeitige 
Formulierung widerspricht also § 2 3 0  Abs. 1. 

Abs..l Diese Bestimmung geht über die derzeitige gesetzliche Regelung und die EG­
Richtlinie hinaus, da auch die AnJallflcosten aktivierbar wären (Versetzung in 
betriebsbereiten Zustand). Vorschlag wie EG-Richtlinie: Einkaufspreis und 
Nebenkosten. 
Weiters wird hingewiesen auf die Schwierigkeit der Absetzung von 
Skontoe�en, vor allem bei AnlagenzugIngen. �ine vereinfachte Lösung in 
bezug auf die Anschaffungspreisminderungen wäre sinnvoll. 

� Die Formulierung "hinausgehende wesentliche Verbesse�" sollte ersetzt 
werden durch "hinausgehende Wesen.dindenmsc, da auch bisher die zwei Arten, 
nämlich Substanzverme� und Wesensän erung aktiviert werden durften. 
Ansonsten wäre auch die Aktivierung von Reparaturaufwand nicht vermeidbar. 
Weiters stellt sich die Frage, � unter angemessenen Teilen der Material- und 
Fertigungsgemeinkosten nun tatsächlich zu verstehen ist. 
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� keine Einwendungen 

� Gegen das Aktivierungsgebot eines entgeltlich erworbenen Firmenwerts 
bestehen unsererseits keine Einwendungen. In bezug auf die 
Abschreibungsvorschrift (5 Jahre) wäre eine Rechtsangleichung des Steuerrechts 
(IS-jähriger Abschreibungszeitraum gern. § 3 Abs. 3 EStG 1988) an das 
Handelsrecht herbeizuführen. Dies entspräche einem dringenden Bedürfnis der 
Praxis. 

Zu § 204 Abschreibungen auf GegenstAnde des Anlagevennögens 

AhD Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten sind nicht nur um planmäßige 
Abschreibungen, sondern auch um den planmäßigen Verbrauch der 
Bewertungsreserve zu kürzen. 

Zu § 206 Wertansätze für Gegenstände des Umlaufvennögens 

AbU Der Ausdruck "Abschreibungen" ist durch den Ausdruck "Wertberichtigung" zu 

ersetzen (keine Doppelverwendung des Begriffes Abschreibung, der nur der 
Verteilung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten dienen soll). 

AbU Die Beschränkung auf Aufträge, aus deren weiterer Abwicklung keine Verluste 
drohen, soll entfallen, da durch § 201 Abs.l Z 3 (Imparitätsprinzip ) ohnehin der 
Ausweis noch nicht realisierter Verluste normiert wird. Es könnte sonst der Fall 
eintreten, daß auch bei unwesentlichen Verlusten jegliche Aktivierung der 
Verwaltungs- und Vertriebskosten unterbleiben muß. Der Begriff "mehrere 
Jahre" (auch zwei Jahre?) sollte zumindest in den Erläuterungen näher definiert 
werden. 

Zu § 207 Abschreibungen auf Gegenstinde des UiDlaufvenn6gens 

In der Überschrift müßte anstelle Abschreibungen die Bezeichnung 
"Wertberichtigungen" treten. Nach Absatz 1 sollte folgende Formulierung der 
retrograden Bewertung in die Erläuterung aufgenommen werden: 
Die retroJrade Bewertunr ermittelt ausgehend vom Ver�reis im Wege einer 
AbschlagSrechnung (für ErlösschmiJerung, Fracht und Verpackung, sonstige 
Sonderkosten des Vertriebes, Verwaltungs- und Vertriebs-Gemeinkosten, 
Kapitaldienst) zu Vollkosten den Bilanzansatz; sie ist dann anzuwenden, wenn 
die Selbstkosten im Verkaufspreis keine Deckung finden. 
Bei einer derartigen Bewertung sind die fehlenden Kosten der 
ProduktfinaJisierung auf Basis der Normalbeschäftigung zu Vollkosten 
einschließlich des zukünftigen Ausschusses, der zu erwartenden Reklamationen, 
Kostensteigerungen, Pönale udgl. zu berücksichtigen. 
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Der bei der retrograden Bewertung ebenfalls abzusetzende durchschnittliche 
Unternehmensgewinn braucht dann nicht in Ansatz gebracht werden, wenn die 
Verlustsituation konjunkturell branchenspezifisch ist. 
Der im Entwurf vorgesehene Absatz 2 sollte ersatzlos gestrichen werden. 

Zu § 208 Berücksichtigung steuerlicher Vorschriften 

Diese Bestimmung ist unseres Erachtens notwendig. 

Zu § 209 

Zu § 210 

Zu § 211 

BewertungsvereinCachungsverfahren 

keine Einwendungen 

Abschreibung der Aufwendungen für das Ingangsetzen und Umstellen 

eines Betriebes 

keine Einwendungen 

Wertansätze von Passivposten 

Abs...l Im 2. Satz soll es besser ''vorsichtiger'' statt ''vernünftiger'' (kaufmännischer 
Beurteilung) heißen. 
Bei der Bewertung von Null-Kuponanleihen sollte anfänglich nicht der (End-) 
Rückzahlungsbetrag zum Ansatz kommen, sondern der Anschaffungsbetrag 
vermehrt um den bisherigen Zuwachs (d.s. die noch nicht fälligen 
Zinsentangenten). Es erfol� demnach eine jährliche Aufstockung der 
Verbindlichkeit, wie dies bereits im Bankenbereich gehandhabt wird. 

Abs.2 Eine verbindliche Festlegung eines bestimmten versicherungsmathematischen 
Berechnungsverfahrens für die Bildung von Pensionsrückstellungen (§ 211 Abs. 2 
HGB), insbesondere die Festsetzung eines einheitlichen Verfahrens 
(Teilwertverfahren wie in der BRD) und eines einheitlichen Zinssatzes ( 6  % wie 
in der BRD), würde sowohl die Rechtssicherheit als auch die Vergleichbarkeit 
von Jahresabschlüssen erhöhen. 
Überpnphestimmuolcn Art. IX Abs. 3: 

Gemäß den Übergangsbestimmungen ist ein Fehlbetrag zwischen der 
vorhandenen PeJiSionsruckstellung und der gemäß f 211 Abs. 2 notwendigen 
PensionsrucksteIlung über einen Zeitraum von linastens 10 Jahren gleichmäBig 
verteilt nachzuholen. Gemäß f 116 Abs. 4 Z 2 EstG 1988 ist jedOch für die 
Aufholung des Fehlbetrages der Pensionsruckstelluna:en ein Überganpzeitraum 
von 20 Jahren vorgesehen. Eine solche unterschiedliche Behandlung ist völlig 
1!l1befriedigend. Wenn schon der Fiskus nicht bereit ist einer kürzeren 
Ubergangszeit ZQ;ZUStimmen, sollte es auch dem Unternehmen mö2lich sein, 
diesen l�er.�n Ubergangszeitraum in Anspruch zu nehmen. In der oerzeitigen 
Form ist die Ubergangsregelung nicht akzeptabel. 
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Zu § 212 AufbewahrungspOicht, Aufbewahrungsrrist 

AbU Die Verlängerung der Autbewahrungsfrist (über die grundsätzlich geforderten 
sieben Jahre) für gerichtlich anhänglge Verfahren bedürfte einer zusätzlichen 
Präzisierung. 

Abs.2 Weiters wäre es wünschenswert, daß eine Formulierung gefunden wird, die klar 
auf eine YQlk 7-Jahres-Autbewahrungsfrist abstellt, und zwar vom Schluß des 
Kalenderjahres, für das die letzte Eintragung in das Handelsbuch vorgenommen 
wurde. 

Zu § 220 Jahresabschluß im Fall der PrüfungspOicht 

Die Aufstellungsfrist für den Jahresabschluß von Kapitalgesellschaften und 
sonstigen Gesellschaften ist uneinheitlich geregelt (fünf und neun Monate). Wir 
sehen keinen Grund für eine sachliche Differenzierung. 

Zu § 221 Inhalt des (erweiterten) Jahresabschlusses 

AbU Bezü�lich des Umfanges des erweiterten Jahresabschlusses wird auf die 
SchWlerigkeit der Wirtschaftsprüfer hingewiesen, die künftige Lage eines 
Untemenmens echt zu beurteilen (Problematik eines Prognosetestats). 

Zu § 222 Allgemeine Grundsätze für die Gliederung 

Vorweg ist zu bemerken, daß die vorgesehene Gliederung eine Aufblähung und 
Unübersichtlichkeit (Verstoß gegen den Grundsatz der Bilanzklarheit) des 
Jahresabschlusses nach sich zieht, welche nicht legalisiert werden sollte. Es wird 
z.B. den immateriellen Vermögensgegenständen sowohl in der Reihung als auch 
in der Tiefengliederung ein zu hoher Wert beigemessen. Es ist gerade bei 
Industrieunternehmen, wo diese Positionen vorkommen, diese �ermögensgruppe 
an sich von nur untC?rgeordneter Bedeutung (Beispiel: bei OMV Anteil am 

Anlagevermögen nur � %, bei VA nur 0,7 %. ber Anteil an der Bilanzsumme 
ist weit darunter und damit verschwindend klein). 

Die Gliederung der Aktivseite en�richt auch nicht voll dem Liquidititsprinzip, 
da z.B. die Wechsel nicht der Posinon "Kassenbestand, Schecks etc." zugeordnet 
sind, obwohl sie jederzeit diskontierbar sind Abgesehen davon handelt es sich 
um von der Entstehung �esonderte, abstrakte Schuldverhiltnisse. Auch die 
ausstehenden Einlagen iuf das Grundkapital können kurzfristig sein. 

Durch die vorgesehene BiJanzgliederung werden Zeitreihenvergleiche iußerst 
erschwert, und es entsteht ein Bruch, da Vergangenheitswerte kauin rekonstruiert 
werden können. 

Es wird daher vorgeschlagen, den Umfang der Bilanz zu verkleinern, da die EG­
Richtlinie Wahlmöglichkeiten vorsieht, um die Stetigkeit auch gegenüber der 
Vergangenheit möglichst zu wahren. 
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Weiters wird vorgeschlagen, die Titel von Bilanzpositionen in eine Kurzform zu 

bringen. 

� Vorjahresvergleich 

Die Darstellung der Vorjahresvergleichsziffern soll, wie bisher gehandhabt, auch 
in abgekürzter Form (in Mio S) und nur für Hauptpositionen möglich sein. 
Die Zahlen im Jahresabschluß sollten in vollen 1000 S angegeben werden 
können. Dadurch würde wohl kaum eine qualitative Einbuße der Aussagekraft 
eintreten. 

Zu § 223 Gliederung der Bilanz 

AbU Kontoform-Staffelform 
Anstelle der Kontoform wird die Staffelform bei der Bilanz (oder zumindest ein 
Wahlrecht) vorgeschlagen, da die Kontoform zu· sehr in die Breite geht (z.B. 
Anlagenkasten, Vorjahresvergleichszahlen, Konsolidierung, EDV -Ausdruck). 
Diesbezüglich hat auch bereits die Wiener Zeitung eine Umstellung auf die 
Staffelform bei der Veröffentlichung der Jahresabschlüsse zwangsläufig aus 
Platzgrunden vornehmen müssen. 

� Aktivseite 

Beim Anlagevermögen wird vorgeschlagen, die immateriellen Wirtschaftsgüter 
wegen der bereits erwähnten unbedeutenden Größenordnung in eine Position 
"Immaterielle Vermö&ens&e�enstände zusammen zu fassen und sie den 
Finanzanlagen zuzuordnen, WIe dies vielfach international gehandhabt wird. 
Die tf.leisteten Anzahlunwtn erscheinen im Anlagevermögen sowohl unter B.I.3. 
und .n.6. auf (unter B hingegen nicht). Sie sollten wie im Aktiengesetz in 
einer einzigen Position am Ende des Anlagevermögens ausgewiesen werden. 
Allfällige Besonderheiten könnten angemerkt werden, wie z.B. Anzahlungen für 
Finanz- oder Sachanlagen. Da diese Position auch im Anlagekasten in der 
Entwicklung dargestellt werden soll, verleitet dies zu Doppelzählungen beim 
Anlagenzugang und Abgang in seiner Gesamtheit und zur unrichtigen Erfassung 
der Investitionen. . 
Auch die Zusammenfassung mit der Position Anlqen im Bau (vg!. B.n.6.) 
erscheint nicht sinnvoll, sie widerspricht - wenn auch in der EG-Richtlinie 
vorgesehen - der Bilanzwahrheit 
Bei den SacbanJuen sieht die EG-Richtlinie nur 4 Positionen vor (statt 6 im 
RLG-Entwurf). Dabei sind unbebaute und bebaute Grundstücke 
zusammengefaßt und ebenso auch Geschlfts- und Wohnbauten. Dies ist zu 
begrüßen, da der Aussagewert einer Tiefenaliedel'Wlg gering ist Es sollte beim 
Ausweis des Grundvermögens vom Wahlrecht Getiraucb gemacht werden 
können, eine Aufteilung in "bebaut" oder "unbebaut" sollte im Interesse einer 
erleichterten Darstellung nicht verlangt werden. 
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Zu den Ausleihun&en (B.m.2.) wird bemerkt, daß diese in der Richtlinie 
überwiegend als Forderung bezeichnet sind. Der Ausweis sollte als vorletzte Post 
im Anlagevermögen - und wie die Anzahlungen nicht im Anlagenkasten -
erfolgen, soferne nicht ein Ausweis im Umlaufvermögen zu bevorzugen ist. Der 
Ausweis im Anlagevermögen wirft auch das Problem der Bewertung auf, da beim 
Anlagevermö�en das gemilderte Niederstwertprinzip gilt. Im OIAG-Bereich 
werden nur die Darlehen an Wohnungsgesellschäften 1m Anlagevermögen erfaßt, 
da sie Investitionen ersetzen. Es wird daher vorgeschlagen, die übrigen 
Ausleihungen nur im Umlaufvermögen als "Forderungen" vorzusehen. 
Bei B.m.3. sollte der Begriff "Wertrechte" erläutert werden. 
Beim Umlaufvermö&en geht die Position C.I.4. "noch nicht abrechenbare 
Leistungen" über die EG-Richtlinie hinaus und wäre daher nicht erforderlich. 
Die Aufteilung auf Roh-, Hilfs- un9 Betriebsstoffe, unfertige Erzeugnisse und 
fertige Erzeugnisse sollte nach dem Uberwiegensprinzip erfolgen. 
Weiters wäre beim Umlaufvermö&en aus Zweckmäßisdceitsgründen (die 
Anmerkung ist platzsparender) die Zusammenfassung der F"orderun&en (c.n.3. 
und 4.) wünschenswert. 
Unter C.n.4. sollte analog der EG-Richtlinie der Zusatz "und 
Vermö&ens&e&enstände" entfallen. 
Die Position C.n.3. (Forderung gegen Unternehmen, mit denen ein 
Beteiligun�sverhältnis besteht) sollte wie bei den Finanzan]agen und wie in der 
EG-Richtlinie als erste Position aufscheinen. 
Bei der Position C.IV (Kassenbestand etc.) wäre es inhaltlich richtiger, die 
Besitzwechsel hier einzuordnen, da sie wegen der jederzeitigen Dikontierbarkeit 
genauso flüssig sind wie Schecks. Das gleiche gilt auch für sonstige Wertpapiere 
(C nI 3). Auch die in der Praxis vorkommenden, jederzeit rückholbaren 
Geldveranlagungen im Konzern wären hier einzuordnen. 

Ab.s.2 Passivseite 

Beim Ei&enkffital wird eine Unterteilung in Kapital- und Gewinnrücklage nur 
bei jungen esellschaften möglich sein, da wegen der nur sieben jährigen 
Aufbewahrungspflicht bezweifelt werden muß, daß diese Beträge ermittelbar 
sind. Durch die uneinheitlichen Ausweise werden Zeitreihenvergleiche und 
Firmenvergleiche erschwert. Es wird daher der Ausweis in einer Position 
vorgeschlNen, zumal auch in der EG-Richtlinie keine Trennung vorgesehen ist. 
In der ÖIAG-G� werden seit Jeher die Bewemmpreserven und die 
unversteuerten Me en den Eigennutteln zugeordnet. Es wire wünschenswert, 
die Position B (unversteuerte Rücld�en) dem Eigenka{>ital CA) unterzuordnen. 
Dafür spricht auch der Umstand, daß - wie die Praxis zetgt - die SteuerlateDZ nie 
schlagend gewor.den ist. Außerdem besteht die Reserve im Ausmaß der 
AbziDsung der Steuerlatenz. Dem Leser der Bilanz wird durch den Ausdruck 
"unversteuert" der Inhalt kundgetan. In der EG-Richtlinie ist diese Position nicht 
vorgesehen und im deutschen Entwurf zum Bilanzrichtliniengesetz ist zwar 
vermerkt, daß die Sonderposten mit Rücldagenanteil vor den Rückstellungen 
auszuweisen sind, ohne daß festgelegt wurde, 00 unter B oder z.B. unter A V. Auf 
jeden Fall sollte die Reihenfolge von B 1,2 gewechselt werden, da die Rücklagen 
m der Praxis vor der BewertungsreselVe ausgewiesen werden. 
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Die Position D 5 sollte gekürzt werden auf Verbindlichkeiten aus Wechseln 
(EG). 
Die Position Verbindlichkeiten ieienüber Unternehmen. mit denen ein 
Betei=sverhältnis besteht (D 7), sollte abgesehen von einer Verkürzung aus 
Zwec "�eitsgründen (die Anmerkung ist platzsparender) mit den SQnstiien 
Verbindli�iten (D 8) zusammengelegt werden. 

Zu § 224 Vorschriften zu einzelnen Posten der Bilanz 

Ahs...l Anstelle der Langbezeichnung "Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag" 
schlagen wir die Übliche Kurzbezeichnung "Minuskapital" vor. 

� 

l!rul.Q Die Angabe der Beträge mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr sollte 
sinnvollerweise im Anhang gemacht werden können. Da nicht alle Unternehmen 
Über eine EDV verfügen, sollte die Angabe für alle in Frage kommenden 
Positionen in einer Summe möglich sein. Dabei müßten auch Schätzungen 
zulässig sein, da die Nichteinhaltu� von Zahlungsterminen nicht vorhergesehen 
werden kann. Im Übrigen wird 1IIl Interesse einer sparsamen Verwaltung 
vorgeschlagen, daß der Gesetzgeber auf diese Aufteilung verzichtet und sich mit 
dem Ausweis der Über 5 Jahre fälligen Forderungen .. und Verbindlichkeiten 
begnÜgt. Es darf darauf hingewiesen werden, daß in der OIAG-Gruppe zwar der 
Ausweis langfristiger Verbindlichkeiten verlangt wird, d.s. solche mit einer 
Fälligkeit von Über 1 Jahr, wobei aber bei bestimmten Positionen wieder generell 
anzunehmen ist, daß sie kurzfristig sind, z.B. Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen. Auch steuerlich gelten Exportförderunpkredite nicht als 
langfristig, obwohl die Laufzeit oft länger als ein Jahr ist. DIe Fristen sollten im 
Abs. 3 und 6 die gleichen sein, um einen rascheren Uberblick z.B. über die 
Liquidität zu erhalten bzw. zeitaufwendige Berechnungen zu vermeiden. Ferner 
wäre der jeweils letzte Stand der beiden Absätze zu streichen. 

Zu § 225 Erleichterungen für kleine Gesellschaften 

Die Erleichterung für kleine Gesellschaften schafft eine uneinheitliche 
Bilanzierung und erschwert zwischenbetriebliche Vergleiche. Bei wechselnder 
Betriebsgröße an der Grenze der Größenklassen zwingt u.U. in kurzen 
Abständen zu unterschiedlicher Bilanzie� wodurch nicht nur 
zwischenbetriebliche Vergleiche, sondern auch Zeltreihenvergleiche unmöglich 
gemacht werden. Außerdem beschrlnken sich die vorgesehenen Erleichterungen 
ohnedies nur auf wenige Positionen, deren Daten ohnedies in den Büchern 
festgeschrieben sind und deren Herausl� durch die zunehmend BOV­
gestützte Bilanzierung erleichtert wird Es sollten daher die nur zwecks 
Darstellung vor,esehenen Erleichterungen in die Übergangsbestimmungen 
verwiesen und zeitlich befristet werden. 
Die angeführten Merkmale "Umsatz" und "Bilanzsumme" sollten mit den neu 
diskutierten EG-Werten harmonieren. Die EG-Werte würden nach der 
Änderung um ca. 1/3 über den österreichischen Werte liegen. 
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Zu § 226 Entwicklung des Anlagevermögens, Pauschalwertberichtigung 

Al2.s....! Bei Anlagenanzahlungen und Darlehen soll nur der Stand am Bilanzstichtag 
(ohne Entwicklung) dar�estellt werden müssen, da sonst die Spalte "Zugänge" 
mehr als nur die InvestitIOnen erfaßt. da die Anzahlungen erst in späteren Jahren 
zu Investitionen werden und dort erst mühselig wieder herausgerechnet werden 
müssen. In der Praxis sind Doppelzählungen vorgekommen. 

Darüberhinaus wird vorgeschlagen, wie in der EG-Richtlinie als Wahlrecht auf 
die Darstellung der Anschaffungswerte zu verzichten und die 
Vodahresbuchwerte zuzulassen, weil dies kostensparender und rascher erfolgen 
kann. Auch im Hinblick auf die nur siebenjährige Aufbewahrungspflicht werden 
die Anschaffungswerte nicht von allen Gesellschaften rekonstruiert werden 
können. 

A1ls..1 Die �erinlWerti�en Wirtschafts�ter sollten nicht als Abgang, sondern 
richtigerwelse als Abschreibung behandelt werden. 

Zu § 227 Ausleihungen 

Es wird auf die Ausführungen zu § 223 Abs. 2 (AusleihunBen) hingewiesen, 
wonach Ausleihun�en einheitlich im Umlaufvermögen (mit Anmerkung) 
ausgewiesen werden sollten. 

Zu § 228 Beteiligungen, verbundene Unternehmen 

A1ls..1 Ist in der derzeitigen Form schlecht lesbar und sollte textlich vereinfacht bzw. 
besser gegliedert werden. 

Zu § 229 Eigenkapital 

Abs..J Die Ermittlung von �ital- und Gewinnrüclda�en wird nur bei jungen Firmen 
möglich sein, da bei an eren Firmen we�en der �ährigen AufbeWahlungspflicht 
kaum mehr eine Aufteilung möglich sem wird. Es soff te daher eine AUfteilung 
unterbleiben, da- sie ohnedies nur als Arbeitsbehelf für die Konsolidierung 
erforderlich ist. 
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Zu § 231 Gliederung der Gewinn- und Verlustrechnung 

� Zu den einzelnen Positionen ist folgendes (zur Berücksichtigung im Gesetz oder 
in den Erläuterungen) anzumerken: 

Z1.!..l. Umsatzerlöse 

Im Entwurf ist die Angabe von Nettoumsatzerlösen (nacg Abzug von 
Erlösschmälerungen) vorgesehen (vgl. § 232 Abs 1). In unserem OIAG-Schema, 
das im gesamten Konzernkreis Anwendung findet, werden Bruttoumsatzerlöse, 
Umsatznebenerlöse, Erlösmehrungen und Erlösschmälerungen wie folgt 
ausgewiesen: 
Umsatzerlöse = identisch mit üblichem Bruttoerlösbegriff: 
Ausgangsfakturensumme für Ueferungen eigener Erzeugnisse und Leistungen an 
Dritte inkl. Kommissionen, Provisionen, Agenturgeschäfte, Know-how, Uzenzen 
udgI. sowie Handelswarenerlöse ohne Mehrwertsteuer, aber inklusive 
welterverrechneter Mineralölsteuer; Storni, Rücknahmen sowie die in den 
Fakturen bereits abgesetzen Rabatte und sonstigen handelsüblichen 
Preiskürzungen (außer Slconti) sind zu saldieren. 
Der Ausweis von Teillieferun�en und Teilleistungen im Umsatzerlös oder unter 
den Bestandsveränderungen nchtet sich nach folgenden Grundsätzen: 
Bilanzierun� von Ieillieferun�en und Ieilleistunaen 
Unter "Forderungen aufgrund von Warenlieferungen und Leistungen" dürfen nur 
solche Ansprüche ausgewiesen werden, die 
a) auf�nd der zum Bilanzstichtag erbrachten Ueferungen und Leistungen 

als m feststehender Höhe entstanden angesehen werden, 
b) 

c) 

dem Auftraggeber durch Übermittlung einer Abrechnung bekanntgegeben 
wurden und 
innerhalb des in der betreffenden Branche üblichen Zahlungszieles fällig 
sind. 
Stellt die Lieferung. oder Leistung eine vollständige Erfüllung eines 
bestimmten, vertraglich vereinbarten Teiles der Gesamtleistung dar und 
treffen die obigen Merkmale a) bis c) zu, sind diese sogenannten 
"selbständigen Teillieferungen und Teilleistungen" wie die üblichen Liefer­
und Leistungsforderungen zu bilanzieren. 
Bei den unselbständigen TeilliefelUlllen und Teilleistungen liegen am 

Bilanzstichtag zwar schon fertiggestellte und ausgelieferte Teile einer noch 
nicht fert!8&.estellten Werklieferung oder WerJaeistung vor {fIeichgültig, 
ob die gelieferten Teile selbständig funktionsfJ.hia sinQ oder mcht). durch 
die jedoch auch Teile des zu Gruride liegenden Vertrges nicht vollStändig 
erfüllt werden. Da dadurch noch keine Vertragserfüllung gegeben ist, 
entstehen zum Bilanzstichtag noch keine Anspruche in feststehender 
Höhe. Aufgrund des Fachgutachtens der Kammer der 
WirtschaftstreUhänder Nr. 5 2  ist der Ausweis unter Forderungen aufgrund 
von Warenlieferungen und Leistungen nur dann zulässig, wenn die Punkte 
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b) und c) zutreffen. Diese Forderungen sind entweder in Klammer oder in 
emer Fußnote anzumerken. 
Gehen die Abrechnungen über solche unselbständige Teillieferungen und 
Teilleistungen den Abnehmern nicht zu (interne Hausfakturen), so sind 
diese erbrachten Leistungen daher �dsätzlich entweder unter 
"Halbfertige Erzeugnisse" oder "Noch mcht fertiggestellte Leistungen" 
auszuweisen. 
Ein Ausweis dieser noch nicht an den Abnehmer fakturierten 
unselbständigen Teillieferungen und Teilleistungen unter Forderungen ist 
daher nur dann zulässig, wenn die Ubersendung einer Abrechnung aus 
wichtigen Gründen unterblieben ist, ein derartiger Ausweis nicht den GoB 
widerspricht, das Prinzip des Ausweises von internen Teilrechnungen und 
Hausfakturen unter Forderungen bisher mit Zustimmung des 
Wirtschaftsprüfers praktiziert wurde und sie in Klammer oder in einer 
Fußnote angemerkt sind. 
Die Forderungen aus unselbständigen Teillieferungen und Teilleistungen 
sind wie Vorräte zu bewerten, da die Aktivierung von Gewinnen vor 
Realisierung �dsätzlich unzulässig ist Hinsichtlich der möglichen 
Ausnahmen WIrd auf das oben erwähnte Fachsenatsgutachten verwiesen. 

Umsatznebenerlöse: soferne eine gesonderte Erfassung möglich ist; im 
wesentlichen identisch mit üblichem Bruttonebenerlösbegriff, d.s. sonstige 
betriebliche Erlöse, wie Lieferungen von Nebenerzeugnissen und Leistungen von 
Neben- und Hilfsbetrieben an Dritte, Verkauf von Abfällen, Veräußerung von 
Material soweit nicht Handelsware, Einnahmen aus Wohnungswirtschaft u.ä. 
Erlösmehrun�en: Exportprämien, Preisstützungen, Preisausgleiche udgl; 
periodenrichtIg abgrenzen; bei Geringfügigkeit ist ein gemeinsamer Ausweis mit 
den Umsatzerlösen möglich. 
Erlösschmälerun�en inkl. Sonderkosten des Vertriebs: Nachlässe, nachträglich 
gewährte Rabatte und Bonifikationen, soweit sie das Geschäftsjahr betreffen, 
Verkaufsprovisionen an Dritte; Versandkosten = allfällige im Bruttoerlös 
abgegoltene Versandfrachten vom Erzeugungs- oder Lagerort; Zölle, 
Umschlagskosten, Transportversicherungen, Transportverpackung, 
Mineralölsteuer nur bei gesonderter Verrechnung udgl. 

Zll2 ErbölnlDl oder VermjndernPI des Bestandes an ferti�n und ppfertilen 
EruuIDjSRD sowie an noch nicht abrechenbaren LeWpPW1 
Zunächst ist anzumerken, daß der Ausdruck "sowie an noch nicht abrechenbaren 
Leistungen" zu streichen ist, da diese nicht abrechenbaren Leis�en ohnedies 
Teil· der unfertigen Erzeugnisse sind und darilberhinaus auch in die EG­
Richtlinie keinen-Einpng ::nfunden haben. Die Bestandsverinderungen wlren -
wie in der Praxis bereIts ge dhabt • folgendermaßen zu definieren: 
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Bestandsveränderun&en: 
a) Umwertungen: �jickführung interner Verrechnungswerte, Tabellen- oder 

Standardwerte, Uberdeckungen auf Bilanzwerte, und Ausweis der Auf­
und Abwertung der Bestände 

b) echte Bestandsverinderungen: Auf- und Abbau der Bestände zu 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten inkl. Inventurdifferenzen bei Halb­
und Fertigfabrikaten. Der Kurztitel "Bestandsveränderungen" sollte 
beibehalten werden. 

� Sonsti&e betriebliche Erträ&e 
Im Entwurf erhalten die sOIl§tigen betrieblichen Erträge im Vergleich zur 
derzeitigen Gesetzeslage und Ubung eine wesentlich größere Bedeutung, weil 
hier in Zukunft auch die ungewöhnlichen Posten aufgenommen werden sollen. In 
der heute üblichen Industriepraxis figurieren die unter 4a) - c) angeführten 
Punkte unter den entsprechenden ao. Positionen, da z.B. große Anlagenabgänge 
(v�. lit a) manchmal ein Vielfaches des ordentlichen Ergebnisses ausmachen. 
Diese demonstrative Aufgliederung in die lit a) bis lit c) entspricht auch nicht der 
EG-Handhabung und sollte daher entfallen. 
Unser Definitionsvorschlag wäre daher: 
Sonstige betriebliche Erträge: 
Betrieblich veranlaßte Kostenvergütungen, innerhalb der normalen 
Geschäftstätigkeit anfallende 

Vergütungen für Pönale und für Schadensfälle, die nicht 
Anlagenabgängen verrechenbar sind 

mit 

weiterverrechnete Zentralverwaltungskosten, Konzernumlagen u.ä. 

Rabatte, Bonifikationen, Refaktien, Frachterstattungen aus 
Reklamationen (nur insoweit nicht mit Materialeinsatz oder Anlagen 
verrechenbar ) 

Erträge aus dem betriebsfremden und a.o. Bereich sollten hier nicht erfaßt 
werden; die sonstigen betrieblichen Erträge sollten eng abgegrenzt werden; 
zwischenbetriebliche Verrechnungen, interne Verrechnungen usw. bleiben 
unbedingt außer Ansatz. 

w. Materialaufwaru1 und 
keine Einwendungen 

m.6. PersonaJaufwan<l 

Au!wendun&en für bezoune Leistuu&en 

Die Gliederung zum Entwurf geht über das EG-Schema hjnaus. Die lit d) 
(sonstige· soziale Aufwendungen) sollte entsprechend der heutigen Praxis an 
letzter Stelle des Punktes 6 stellen. 
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m.L Abschreibun�en 
Die Abschreibungen auf das Anlagevermögen sollten folgendermaßen definiert 
werden: 

Der Ermittlung der Abschreibungen sämtlicher Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens ist die zu erwartende betriebsgewöhnliche 
Nutzungsdauer zugrunde zu legen. Als Anhaltspunkt für die Festsetzung 
qer Nutzungsdauer sind die üblichen Abschreibunpsätze heranzuziehen. 
Uber die Abschreibungen hinausgehende Wertnunderungen sind durch 
Absetzungen für außergewöluiliche technische (Brand, Bruch, 
Beschädigung, Unfallschäden etc.) oder wirtschaftliche (vorübergehende 
�eiseinbrucbe, Fehleinschätzungen der Marktlage, wirtschaftliche 
Uberholung udgl.) Abnutzung oder durch Bewertung mit dem Teilwert zu 
berücksichtigen. 
Bei einer Wl�ntgeltlichen Betriebsübertragung darf beim Übertragenden 
und dem Ubemehmer für die Wirtschaffsgüter des übertragenden 
Betriebes insgesamt nicht mehr als eine Jahresabschreibung geltend 
gemacht werden. 
Spezialersatzteile (nur Erstausstattungen) sind in gleicher Weise wie das 
Wirtschaftsgu t abzuschreiben. 
Gestalten sich die Ertragsverhältnisse des ganzen Betriebes durch 
technische und strukturelle Veränderungen auf die Dauer stark rückläufig, 
ist für die technischen Betriebsanlagen eine Teilwertabschreibung nicht 
auszuschließen. 
Gerin&Werti�e Winschafts&üter des abnutzbaren Anlagevermögens sind 
im Jahr der Anschaffung oder Herstellung zur Gänze abzuschreiben. Bei 
Vorliegen von Sachgesamtheiten kommt eine Vollabschreibung nur in 
Frage, wenn der Wert der Sachgesamtheit S 5. 000,- nicht überschreitet. 
Beträgt bei Wirtschaftsgütern die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer 
nicht mehr als 1 Jahr, zählen sie nicht zum Anlagevermögen. Dies gilt 
nicht für die Vorräte des Anlagevermögens. 

zu 8. Sonsti�e betriebliche Aufwendun�en 
Der gesamte Punkt wäre aus Übersichtsgründen als Saldo�öße zuzulassen. 
Allfällige Einzelanführungen sollten im Anhang erfolgen. Die im Entwurf 
vorgesehene Aufgliederung lit a) bis lit c) ist auch in der EG-Richtlinie nicht 
vorgesehen und sollte entfallen. 
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Im wesentlichen sollen hier erfaßt werden: 
Instandhaltung durch Dritte, Mieten, Pacht, Sachversicherungen, Fahrtkosten, 
Reisespesen, Rechts-, Prüfungs-, Beratungskosten, Patent- und lizenzgebühren, 
Werbeaufwand, Vermögensteuer und Gewerbekapitalsteuer, Grundsteuer, 
MehIWertsteuer vom Eigenverbrauch und sonstigen nicht persona- und 
gewinnabhängige Steuern und Abgaben, Beiträge zu Berufsvertretungen, 
Dotation, Auflösung und Verbrauch von Rückstellun�en und wertberichtigungen, 
soweit diese nicht der Altersversorgung, der Wertbenchtigung gemäß § 123 EStG 
und der Körperschaft- bzw. Gewerbeertrgsteuer (inkl. Zuschläge) zuzuordnen 
sind. Verluste aus dem laufenden Geschäft, Spesen des Geldverkehrs, 
Betriebsführungskosten, Preisstützungen ( = ausgleich) aus Einkaufs- und 
Verkaufskontrakten bei Koppelungsgeschäften, Umlagen und restlicher 
betrieblicher Aufwand. 

m.2.. Betriebserfolg 
Diese Position ist in der EG-Richtlinie und auch im deutschen Entwurf zum 
Bilanzrichtliniengesetz vorgesehen. Anstelle der Bezeichnung "Betriebserfolg" 
schlagen wir analog zur letzten Regelung in der BRD jedoch die Bezeichnung 
"Zwischensumme" vor. Diese neutrale Bezeichnung soll einen unnötigen 
Konflikt zwischen den Betrieben und dem Gesamtunternehmen vermeiden. 
Denn es ist irreal anzunehmen, einen Betrieb ohne Finanzierungskosten führen 
zu können. Für die Betriebe würden ungerechtfertigteIWeise zu gute Ergebnisse 
dargestellt werden. 

m.1Q. Erträee aus Beteili�neen 
Unter diesem Punkt sollten mit der Bezeichnun� "Beteiligungs- und 
Organschaftsergebnis" diese Ergebnisse erfaßt werden. Dle Punkte lOa, lOb und 
12 sind somit in Punkt 10 enthalten. Auch nach der EG-Richtlinie erscheint eine 
solche Zusammenfassung zulässig. Das Beteiligungs- und Organschaftsverhältnis 
sollte folgendermaßen abgegrenzt werden: 
Ergebnisübernahmen (inkl. Gratisaktien), erhaltene gesellschaftrechtliche 
Schuldenstreichungen und Sanierungszuschüsse. 

zu 11. Zinsenerträee. Wertpapiererträie und ähnUche Erttäee. davon aus verbundenen 
Unternehmen 

zu 14. Zinsen und ähnUche Aufwendun&en. davon betreffend verbundene 
Unternehmen 
Diese zwei Positionen sollen in einer Position "Saldo aus Zinsen und 
zinsenähnlichen Aufwendll:ßgen und Erträgen" mit der Kurzbezeichnung 
Zinsensaldo zusammengefaßt werden. Diese Umfassenden Aufgliederungen sind 
unseres Erachtens a1Ienfalls bei Wesentlichkeit im Anhang festiuhalten, 
ansonsten aber aufgrund des Wahlrechtes in einer Position zusammenzufassen, 
da die Übersichtlichkeit sonst leiden würde. Die vorgeschlagene 
Entwurfsgliederung wire allenfalls bei Banken sinnvoll. 
Unter Zinsensaldo sollte bei Industrieunternehmen erfaßt werden: 
Zinsenaufwendungen inkl. gewährter Skonti, gegebener Diskont, 
Anleihendisagio; Zinsenerträge inld. erhaltener Skonti und ernaltenem Diskont. 
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m..U. Abschreibunien auf sonstiie Finanzanlaien 
Mit dieser Position sollte im wesentlichen unter der Kurzbezeichnung "sonstiies 
Finanzeriebnis" folgendes dargestellt werden: 
Teilwertabschreibungen sowie Zuschreibungen zu Beteiligungen und 
Wertpapieren; Kursgewinne und Kursverluste aus Fremdwährungen sowie 
VeräUßerungs- und Verlosungsgewinne bzw. -verluste sollen bei 
Industrieunternehmen hier außer Ansatz bleiben. 

� Finanzerfoli 
Dieser Punkt sollte ersatzlos entfallen (vgl. auch die Ausführungen zum 
Betriebserfolg). 

� Eriebnis der iewÖhnlichen Geschäftstätiikeit 

Dieser Punkt sollte wie in Österreich üblich als "Ordentliches 
Unternehmensergebnis" bezeichnet werden. 

Hier schlagen wir folgende in Österreich bei Industrieunternehmen bereits übli­
che Gliederung vor: 

Betriebsfremder und a.o. Aufwand und Ertrag 
Bergbauförderun� 
Sonstige SubventlOnen 
Wirtschaftliches Ergebnis 
I-Freibetrag, I-Rücklage 
Sonderabscbreibungen 
Wertberichtigungen gemäß § 123 EStG 1972 (§ 6 Abs. 2 lit c EStG 1988) 
KörperschaftSteuer, Gewerbeertragsteuer 
Ja.hiesergebnis vor Rücklagenbewegung 
Rücklagenbewegung 
Jahresgewinn/Jahresverlust 
Vortrag aus dem Vorjahr 
Reingewinn/Reinverlust 

Erläuterung der Positionen: 
Betriebltl'emde III!d 8.0. AalweDduqen ud ErtrIge: 
Diese Position sollte möglichst eng gefaSt werden; sie umfaßt den Saldo aus 
außerhalb der normalen GeschäItstitigkeit anfallenden ErtrIgen und 
Aufwendungen und dient u.a der periodenreinen und richtigen Abgrenzung des 
o. Untemelimensergebnisses. Entlialten sind darin u.a TeiIWertabicbreibuDgen 
und Zuschreibungen beim Anlagevermögen (außer sonstiges Finanurgebnis, 
Veräußerungs- und Verlosungsgewinne bei Wertpapieren, Auflösung nicht 
verbrauchter Wertberichtigungen sowie Auflösung von Rückstellungen, die 
seinerzeit aus dem ao. Ergebnis dotiert wurden, aperiodische 
Steuerverrechnungen außer Ertragsteuern und lohnabhängige Abgaben, Ergebnis 
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aus Anlagenabgängen, Schadensfälle, Versicherun�vergütunsen, Spenden, 
Schuldenstreichungen (außer bei Beteiligungen), InvesntionsprämIe. 
8ergbauforderung: Erfassung auch der Zuschüsse für Investitionen 
Sonstige Subventionen: z.B. Forschungsförderung, Arbeitsmarktförderung 
WmschaftUches Ergebnis ( = Zwischensumme ) 
I-Freibetrag (§ 10 EStG), I-Rücklage (I 9 EStG), Ersaabeschafl'ungsrücklage (§ 
12 Abs. 1 EStG): 

Dotation des I-Freibetrages brutto darstellen (Umwidmung). 
Sonderabsc:hreibungen: 

Übertragung stiller Rücklagen auf Ersatzwirtschaftsgüter It. § 12 EStG, Minde­
rung von Anschaffungs- oder Herstellungskosten wegen Zuwendung aus öffentli­
chen Mitteln It. § 6 Z. 10 EStG. 
Wertberichtigung gem. § 123 EStG 1972 (§ 6 Abs. 2 lit c EStG 1988), 
Nettodarstellung als Saldo zwischen Auflösung und Zuführung. 
Körperschaf'lsteuer, Gewerbeertragsteuer inkl. -ZuschlAge: einschließlich pe­
riodenfremder Aufwendungen und Erträge. 
Rücklagenbwegung: 

Die im Entwurf vorgesehene Aufgliederung in Positionen 24-26 ist weder in der 
EG-Richtlinie noch im Entwurf zum deutschen Bilanzrichtlinien-Gesetz enthal­
ten. Diese Gliederung erscheint überhaupt nur aus Konsolidierungsgesichtspunk­
ten zweckmäßig und sollte grundsätzlich nicht Gegenstand eines Abschlusses 
sein, sondern im WP-Bericht seinen Niederschlag finden. Nach unserer Defini­
tion sollte die Rücklagenbewegung folgendermaßen abgegrenzt werden: 
Unter Rücklagen sind nur offene Rücklagen zu verstehen. Unter Rücklagenbe­
wegung ist neben der erfolgs\\'i.rksamen Zuführung oder Auflösung auch die 
Umwidmung von versteuerten Rücklagen in unversteuerte (I-Freibetrag), nicht 
jedoch gesellsfhaftsrechtliche Einl�en gegen Erhöhm,t$ von �ücldagen zu ve!­
stehen. Die Ubertragung des frelgewordenen Invesnnonsfrelbetrages auf die 
freie Rücklage ist nicht erfolgswirksam und daher nicht als Bewegung darzustel­
len. Die Auflösung des freigewordenen Investitionsfreibetrages zwecks Ergebnis­
verbesserung ist als Rücklagenbewegung darzustellen. 

Abs. 3 Es ist zu begrüßen, daß bei der Aufstellung der Gewinn- und Verlustrechnung 
wahlweise die Anwendung des Umsatzkostenverfahrens zugelassen wurde. 
Die zu den einzelnen Positionen des Absatzes 2 (Gesamtkostenverfabren) ge­
machten Anmerkungen gelten hier sinngemäß. 

-
Zu § 232 Voncluiften zu einzelnen Posten der GewiJm- UDd VerlastredtB•B• 

AbU Bezüglich der Definition wird auf die in I 231 Punkt 1 .etroffenen Aumgen ver­
wiesen. Zusätzlich sei noch vermerkt, daß es die bishengen Zahlenreihen erheb­
lich stören würde, wenn man ab Einführung der neuen Vorschriften lediglich die 
Nettoumsatzerlöse aufzeigte. Eine KorrektUr der Vergangenheitszahlen wAre mit 
großer Mehrarbeit verbunden. Daher sollte vom Wahlrecht der Erweiterung Ge­
brauch gemacht werden und neben den NettoumsatzerlÖ5en auch die Bruttoum-
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satzerlöse und Erlösschmälerungen aufgezeigt werden können. Es erscheint sinn­
voll, daß weiterhin die für Veröffentlichungen maßgeblichen Bruttoumsatzreihen 
weitergeführt werden können. 

� Bezüglich der Bestandveränderungen sei auf § 231, Punkt 2 verwiesen. 

� Die Ausweisptlicht von überrechneten Gewinnen/Verlusten bringt eine bisher 
nicht erwünschte Transparenz bei Gesellschaften mit Minderheitenaktionären, ist 
aber vermutlich unvermeidbar. 

� Die vorgesehene Aufgliederung bläht die Gewinn- und Verlustrechnung gewaltig 
auf, eine Aufgliederung im Anhang sollte genügen. 

Zu § 233 Außerordentliche Ertrige und Aufwendungen 

Hier wird auf die entsprechenden Ausführungen des § 231, Punkt 17-28 Bezug 
genommen. 

Zu § 234 Steuern 

Im § 234 Abs. 2 wird festgelegt, daß die Steuern vom Einkommen und Ertrag auf 
der Grundlage des Vorschlages für die Gewinnverteilung zu berechnen sind. 
Diese Bestimmung ist nur im Zusammenhang mit dem bis zum 31.12.1988 
geltenden Körperschaftsteuergesetz zu sehen, weil in diesem entsprechend den 
ausgeschütteten Gewinnen eine Reduktion auf den halben 
Körperschaftsteuersatz vor�esehen ist. Da im neuen Körperschaftsteuersystem 
keine Unterscheidung ZWlSchen ausgeschütteten und nicht ausgeschütteten 
Gewinnen besteht, scheint eine entsprechende Formulierung entbehrlich zu sein. 
Weiters wird auf § 231, Punkt 17-28 verwiesen. 

Zu § 235 Beschrinkung der Ausschüttung von Zuschreibungsbetrigen 

Die Ausschüttungssperre ist unverständlich, da bei der ex post richtiBen Nicht­
vornahme der außerplanmäßigen Abschreibung Ausschüttungen zulässig gewesen 
wären. Vorschlag: Ersatzlose Streichung 

Zu Anhang und Lagebericht 

Zu § 236 Erlilltenmg der BUanz und der GewInn- IIDd VeriustndulllDg 
Es sollte die Formulierung des deutschen HGB-Entwurfes gewlhlt werden: "In 
den Anhang sind diejenigen �n aufzunehmen, die zu den einzelnen Posten 
der Bilanz oder der GeWinn- und Verlustrechnung vo�eben sind oder die 
im Anhang zu machen sind, weil sie in Ausübung eines Wahlrechtes nicht in die 
Bilanz oder in die Gewinn- oder Verlustrechnung aufgenommen wurden". 
Die Erläuterungsptlicht von Änderungen der Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden sollte auf "wesentliche" Anderungen eingeschränkt werden. 
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Zu § 237 Erginzende Angaben zur Erläuterung der Bilanz und der Gewinn· und 
Verlustrechnung 

Z 2 Geht über die Anpassung an euorpäische Rechtsnorm hinaus. Eine solche Be­
stimmung ist allenfalls als Angabe im Wirtschaftsprüferbericht sinnvoll. 

� Eine präzisere Formulierung wäre von Vorteil ("erheblicher Umfang"). 
Die Erläuterungspflicht für die in der Bilanz nicht gesondert ausgewiesenen 
Rückstellungen (f 237 Z. 5 HGB) könnte im Einzelfall zur Offenlegung von 
Informationen führen, die ein bestehendes Risiko noch weiter erhöhen. 

z..2 Z 6 sollte in Z 1 eingearbeitet und die Positionen definiert werden. 
Das Anführen des Barwertes ohne Regelung des Zinssatzes wird zu 
Schwieri2keiten führen; darüber hinaus sollte man versuchen ein Einengen auf 
Leasing-Verträge zu erreichen. 

Z 7 Die Aufgliederung nach Tätigkeitsbereichen sollte freigestellt werden, da ihre 
Veröffentlichung von vorne herein in den meisten Fällen aus Konkurrenzschutz­
gründen den Unternehmungen erhebliche Nachteile zufügen. 
Zwischen " .... Inlands· und Auslandsumsätze .... " sollte der Begriff "Exportumsätze" 
eingefügt werden. 

Zu § 238 Pmchtangaben über verbundene Unternehmen 

Z 1 Bei formaler Interpretation dieser Passagen müßte die Obergesellschaft die 
Zugän�e des immateriellen Anlagevermögens der Konzerngesellschaft angeben. 
Gememt dürften wohl sein Anschaffungen der Gesellschaft von einem 
verbundenen Unternehmen. 

z.l Das hier zu veröffentlichende Ergebnis bei Vollorganschaft wäre durch die vor­
ausgegangene Ergebnisabfuhr Null. 
Die Berichtpflichten nach Z. 2 bereits bei einer Beteiliguns ab 25 % einsetzen zu 
lassen erscheint sachlich nicht gerechtfertigt, da bei Beteiligungen unter 5 0  % in 
der Praxis keine Einflußmöglichkeiten (nicht einmal Möglichkeit der 
Datenbeschaffung) bestehen. Wenn die EG-Richtlinie eine noch niedrigere 
Beteiligung von � % vorsieht, so dürfte dort die Vorstellung einer Publilrums· 
Aktie�esellschaft Pate dieser Re�elung ��n sein, wo man mit einer 
derartigen Beteiligung tatsächlich m der tversammJung einen Einfluß 
ausüben kann. 

-

Weiters müßte in Z. 2 eingefügt werden, daß die �n auf&rund des zuletzt 
vorliegenden Jahresabschlusses zu machen sind. Sofeme kein Xonzernabschluß 
aufzuStellen ist, wo f 247 Abs. 3 zum Zug kommt, besteht für ein Unternehmen 
auch keine Verpflichtung, die nach Z. 2 notwendigen Daten betanntzugeben. 
z...l Geht weit über die Anaß:SS� an europlische Rechtsnormen hinaus. Eine 
solche Bestimmung ist allenf als Angabe im Wirtschaftsprüferbericht sinnvoll. 
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Zu § 239 Pflichtangaben über Organe und Arbeitnehmer 

z.2 

Es sollte ein Wahlrecht der stichtagsbezogenen Angabe der Zahl der Arbeitneh­
mer bestehen, um der bisher üblichen Veröffentlicnungspraxis im Sinne der Ste­
tigkeit zu entsprechen. 
Der gewünschte Ausweis geht weit über das heute übliche Ausmaß hinaus und 
kann zu Konfliktsituationen zwischen Unternehmensführung und Belegschaft 
führen. 

Z 3 und 4 Geht über die Anpassung an europäische Rechtsnormen weit hinaus. Eine 
solche Bestimmun� ist in dieser Form allenfalls als Angabe im 
Wirtschaftsprüferbencht sinnvoll. 
Wünschenswert wäre, daß nur eine Aufwandsgliederung nach Abfertigungen und 
Pensionen zu erfolgen hat. 
Die Bestimmung in Z. 4 lit a: "Erhalten Mitglieder des Vorstandes von 
verbundenen Unternehmen ..... " bis " ..... unter ihrer Bezeichnung anführen;" sollte 
nur im konzernrechtlichen Teil des Gesetzes geregelt sein und nicht unter diesem 
Paragraphen, der den Einzelabschluß regelt. 

Zu § 241 Unterlassen von Angaben 

Ahs....l Wäre um das Unternehmensinteresse zu ergänzen 
AbS 2. 2. u. 3. Hier ist zu erläutern, daß diese Angaben mittels verbaler Darstellungs­

formen darzulegen sind. 
Wenn in Z 2 die Formulierung "Die Angaben gemäß § 238 Z. 2 können 
unterbleiben .... " ergänzt wird um "und Z. 3", könnte der gesamte Abs. 3 entfallen. 

Zu sechster Abschnitt Konzemabschluß und Konzernlagebericht 

Wäbnlnpl1wrechnuns 

Bedauerlicherweise verzichtet der Entwurf auf eine Regelung der 
Währungsumrechnung. 

Betrachtet man die sehr unterschiedlichen Me�en in der Literatur zu diesem 
Thema und die in der Praxis der internationalen Konzerne divergierenden Verfahren, 
wäre es wünschenswert, die W�echmlDg gesetzlich zu regeln. 
Zwischenkonzernliche Vergleiche der KonzernabscblÜ8se wären dann leichter zu 

bewerkstelligen. 

Zu § 244 POicht zur Aufstellung (Konzemabschluß und Konzernlagebericht) 

3/SN-141/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)20 von 23

www.parlament.gv.at



21 

Ahs...l Bei der stufenweisen Konsolidierung in mehrstufigen Konzernen können die 
Fristen beim Konzernabschluß zu Schwierigkeiten führen, da dieser mit dem 
Jahresabschluß der Obergesellschaft vorzulegen und eine Prüfungspflicht 
gegeben ist. 

Zu § 254 Zusammenfassung von Eigenkapital und Beteiligungen 
Kapitalkonsolldierung 

AhU Aus dem Text geht nicht hervor, ob das Wahlrecht zwischen Buchwert- (Ziffer 1) 
und Neubewertungsmethode (Ziffer 2) für jede einzelne Beteiligung gilt oder ob 
für a1k zu konsolidierenden Beteiligungen ejnheitlich m der beiden Methoden 
zu wählen ist. 
Für Variante 1 spricht der Grundsatz der Einzelbewertung. 
Andererseits aber heißt es im letzten Abs. 1 " .... Die angewandte Methode ist ... 
anzugeben". Daraus kann der Schluß gezogen werden, daß nur eine der beiden 
Methoden für die Kapitalkonsolidierung anzuwenden ist!? 
Zuordnun& des Unterschiedsbetra&es 

Kann ein Unterschiedsbetrag bis zur gesamten Höhe der stillen Reserven 
aufgelöst werden oder ist die Obergrenze der aufzulösenden stillen Reserven die 
anteilige (bei Vorhandensein von Minderheiten) stille Reserve? 
Beispiel: 

A W einer 80%igen Beteiligung 
Eigenkapital der Tochter gesamt 
ant. EK 

- Unterschiedsbetrag 

100 
70 
56 

44 

In den Grundstücken stecken 5 0  stille Reserven ( = anteilig 80  % v. 5 0  = 40) 
Wie ist vorzugehen? 

Variante 1: nur anteilig 

oder 

Variante 2: 

40 Verteilung der stillen Reserven auf 
Grundst. 

.J Goodwill 
44 gesamt 

44 Verteilung auf Grundstücke 
O-Goodwill 

Widerspricht nicht das Offenlassen beider Varianten den GOB 
(Ve��ensgegenstand ist Goodwill oder Grundstück!?). Im Sinne einer 
willkürlichen Bewertung sollte der Text entsprechend ergänzt werden! 
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Zu § 258 Steuerabgrenzung 

Im Gegensatz zum Einzelabschluß ist beim Konzemabschluß eine 
Steuerabgrenzung vorgesehen und auch notwendig. Allerdings dürfte dem 
Vorsichtsprinzip entsprechend eine aktive Abgrenzung nicht auszuweisen sein. 
Aktive und passive Steuerabgrenzungen könnten wohl gegeneinander 
aufgerechnet werden, im Falle eines Passivsaldos müßte eine Rückstellung 
ausgewiesen werden, im Falle eines Aktivsaldos dürfte kein Ausweis erfolgen. 

Zu § 264 Wertansatz der Beteiligung und Behandlung des Unter­
schiedsbetrags 

A1:2ü Für die Behandlung der Zwischenergebnisse bei assoziierten Unternehmen 
verweist dieser Absatz auf § 256 ( = Zwischenergebniseliminierung für 
einbezogene Unternehmen der Vollkonsolidierung). 
Dieser Verweis ist widersprüchlich, da in § 256 die Einheitstheorie definitiv 
angemerkt ist, aber umgekehrt das Wesen der assoziierten Unternehmen darin 
liegt, mn einbezogenes Unternehmen zu sein. 
Daraus ergeben sich folgende Interpretationsschwierigkeiten bei der 
Zwischenergebniseliminierung: 
A) Assoziiertes Unternehmen liefert an einbezogenes Unternehmen? 
B) Assoziiertes Unternehmen liefert an assoziiertes Unternehmen? 
C) Verbundenes Unternehmen liefert an assoziiertes Unternehmen? 
In allen 3 Fällen: Zwischenergebniseliminierung nach § 264 Abs. 5. - ja/nein? 
Um Klarheit über diese Zweifelsfragen zu bringen, wäre eine konkrete 
Ausformulierung für die Behandlung der Zwischenergebnisse bei assoziierten 
Unternehmen angebracht. 
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